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Bühne für die Führungsmacht

Nicht überrascht, aber entschlossen

Bayern: Gegen die diesjährige Münchner »Sicherheitskonferenz« mobilisiert breit 
aufgestelltes Protestbündnis. Von Fabian Linder, München

Baden-Württemberg: Opfer des »Radikalenerlasses« gehen enttäuscht aus Gespräch mit Regierungschef

Es gehe nicht um Sicherheit, das 
sei »Etikettenschwindel«. Mehr 
als 60 Organisationen haben 

den Bündnisaufruf gegen die diesjäh-
rige Münchner »Sicherheitskonferenz« 
(»Siko«) unterzeichnet, wie Sprecher 
Claus Schreer zu Beginn der Pressekon-
ferenz am Donnerstag in der Bayern-
metropole sagte. Darunter seien neben 
Organisationen aus Friedens-, Klimage-
rechtigkeits- und sozialen Bewegungen 
auch Gewerkschaften. »Es ist ein Tref-
fen wirtschaftlicher Vertreter aus NATO 
und EU zusammen mit hochrangigen 
Militärs«, so Schreer über die »Siko«. 
Es sei klar, dass das Hauptthema in die-
sem Jahr der Krieg in der Ukraine sein 
werde.

Von der Konferenz dürften keine Im-
pulse in Richtung einer Beendigung, 
sondern nur Forderungen nach noch 
mehr Waffenlieferungen ausgehen. Ge-
fordert werden an Stelle der Aufrüstung 
ein sofortiger Waffenstillstand und Ver-
handlungen unter der Berücksichtigung 
beidseitiger Sicherheitsinteressen. 
Neben Schreer saßen Vertreter der So-
zialistischen Deutschen Arbeiterjugend 
(SDAJ), der Bewegung Demokratie in 
Europa 2025 (DiEM 25), des Munich 
American Peace Committee (MAPC) 
und der 21. Internationalen Münchner 
Friedenskonferenz, einer Alternativver-
anstaltung zur »Siko«.

Ronja Fröhlich von der SDAJ machte 
klar, dass »die Interessen, die auf der 
›Sicherheitskonferenz‹ vertreten wer-
den, fundamental unterschiedlich zu 
unseren Interessen nach einem Leben 
in Frieden und auf einem gesunden Pla-
neten sind«. Die Vormachtstellung der 
NATO-Kriegsallianz sei in den vergan-
genen dreißig Jahren stetig ausgebaut 
worden, auch durch den 2014 unter-
stützten Putsch in der Ukraine. Unter 
der jetzigen Sanktionspolitik leide vor 
allem die Zivilbevölkerung, die diese 
mehrheitlich ablehne. Die »Sicherheits-
konferenz« ist laut der SDAJ-Vertreterin 
seit Jahren eine Bühne für die deutsche 

Außenpolitik. »Die deutsche Führungs-
macht geht auf unsere Kosten, während 
es heißt, es sei kein Geld für höhere Löh-
ne da«, kritisierte Fröhlich.

Atran Youkhana von »DiEM 25« 
unterstrich, dass Krieg und Gewalt 
neben der Klimakrise zu den Haupt-
fluchtursachen gehören. Dies gehe ein-
her mit der Abschottung der EU an den 
Außengrenzen durch Organisationen 
wie Frontex. Statt Milliarden in Kriege 
zu stecken, sei es nötig, nachhaltigen 
Klimaschutz nach dem Pariser Klima-
abkommen zu machen. Damit würden 
Fluchtursachen nachhaltig bekämpft.

Die inhaltliche Kritik aus dem Pro-
testaufruf schlägt sich auch in der Pro-
grammgestaltung der Friedenskonfe-
renz nieder. Die Podiumsdiskussion am 
Abend des 17. Februars spürt mit Vertre-
tern von Nichtregierungsorganisationen 

der von der Ampelkoalition ausgerufe-
nen »Zeitenwende« nach. Ein Vortrag 
der Philosophieprofessorin Claudia Pa-
ganini wird sich mit dem Verhältnis von 
Kriegsinteressen und Kriegsnarrativen 
befassen, ausgehend von Afghanistan 
und der Ukraine. »Prinzipiell geht es 
darum, eine solidarische Welt zu schaf-
fen, sowie Frieden und Gerechtigkeit zu 
gestalten – ob in der Ukraine, in Syrien 
oder dem Jemen«, so Maria Feckl, Mit-
organisatorin der Friedenskonferenz.

Zur Demonstration am 18. Februar 
erwarten die Organisatoren gegenwär-
tig 2.000 Teilnehmer. Diese beginnt mit 
einer Auftaktkundgebung am Münch-
ner Karlsplatz um 13 Uhr. Danach geht 
es in zwei Demonstrationszügen zum 
zentralen Marienplatz. Damit solle der 
Tagungsort der NATO-Kriegsstrategen 
umzingelt werden, wie es von Bündnis-

sprecher Claus Schreer hieß. Als Haupt-
rednerin für die Abschlusskundgebung 
ist die Bundestagsabgeordnete Sevim 
Dagdelen (Die Linke) angekündigt. 
Ebenso mit Grup Yorum auch die »popu-
lärste linke Musikgruppe in der Türkei«, 
welche dort wegen Widerstandsliedern 
mit Auftrittsverboten belegt wird.

Kritisch wird vom Bündnis eine für 
den selben Tag angekündigte Kund-
gebung der Gruppe »München steht 
auf« gesehen, welche sich zum Ukrai-
ne-Krieg positioniert. Schreer verweist 
auf die grundsätzlichen Beschlüsse über 
Zusammenarbeit mit anderen Organi-
sationen. Diese basiere auf einer antifa-
schistischen Grundlage. Der genannten 
Gruppe fehle einerseits eine Abgren-
zung nach rechts, wenn es um Auftritte 
der AfD geht, gleichzeitig verbreite die-
se rechtsnationale Positionen.

Sie seien »außerordentlich ent-
täuscht«, das Ganze habe »so gut 
wie nichts gebracht«. Mit diesen 

Worten fasste Christina Lipps, Spre-
cherin der »Initiativgruppe gegen Radi-
kalenerlass und Berufsverbote Baden-
Württemberg«, am Donnerstag gegen-
über junge Welt ein Gespräch mit Mi-
nisterpräsident Winfried Kretschmann 
(Bündnis 90/Die Grünen) zusammen. In 
seinem Amtssitz, der Villa Reitzenstein 
in Stuttgart, hatte Kretschmann sich am 
Mittwoch nachmittag mit 20 Betroffe-
nen der Berufsverbote getroffen, sich da-
bei aber inhaltlich nicht bewegt.

Zwar sei es zu begrüßen, dass der 
Grünen-Politiker sich überhaupt auf ein 
Gespräch eingelassen habe, so Lipps 
weiter. Aber er habe praktisch lediglich 
die Positionen wiederholt, die er bereits 
in seinem offenen Brief zum Thema 
im Januar skizziert hatte. So habe er 
zwar sein Bedauern ausgedrückt, aber 
eine Entschuldigung für das erlittene 
Unrecht ebenso abgelehnt wie eine Re-
habilitierung. Diese sei nämlich mit 
einer Entschädigung der Betroffenen 
verbunden.

In einer Mitteilung der Initiativgruppe 
vom späten Mittwoch abend wird Sig-
rid Altherr-König zitiert, die von 1983 
bis 1996 als Grundschullehrerin vom 
Berufsverbot betroffen war und deshalb 
jetzt mit einer schmalen Pension aus-
kommen muss. Sie habe in dem Ge-
spräch mit Kretschmann ausgeführt, 
dass der sogenannte Radikalenerlass 
»vom Ansatz her kollektives Unrecht« 
gewesen sei. Es sei damals um »zu-
lässige politische Betätigung, die vom 
Grundgesetz abgedeckt war« gegangen. 
Auch von seiner Auffassung, dass es 
einzelne Betroffene gegeben habe, die 
zu Recht sanktioniert worden seien, war 
der Ministerpräsident in dem Gespräch 
nicht abgerückt, wie Lipps berichtete. 
Damit sei er hinter die Erkenntnisse der 
sogenannten Heidelberger Studie zu-
rückgefallen, in der Historiker diese Be-
hauptung umfassend widerlegt hätten.

Martin Hornung, der als Lehrer le-
benslang vom Berufsverbot betroffen 
sei, habe Kretschmann darauf hinge-
wiesen, dass manche vom Berufsverbot 
Betroffene heute mit einer Armutsrente 
von 680  bis 830 Euro leben müssten. 

Deshalb fordere die Initiative, so Hor-
nung, gemeinsam mit den Gewerkschaf-
ten, dass das Land für Betroffene von 
besonders hohen Pensions- und Renten-
verlusten einen Entschädigungsfonds 
einrichtet. Damit solle »das ihnen zuge-
fügte Unrecht wenigstens in ihren letzten 
Lebensjahren« ausgeglichen werden.

Überrascht habe sie der Ausgang des 
Gespräches angesichts der bisherigen 
Einlassungen Kretschmanns zum The-
ma nicht, erklärte Lipps. Die Initiativ-
gruppe werde dennoch nicht nachlassen 
in ihrem Engagement. Auch deshalb, 
weil zu befürchten sei, »dass sich die 
Geschichte wiederholt«. Die Spreche-
rin verwies auf ein Gesetzesvorhaben 
in Brandenburg, das eine Überprüfung 
von Kandidaten für den Beamtenstatus 
durch den Verfassungsschutz vorsieht. 
»Das ist doch im Grunde dasselbe wie 
damals«, sagte Lipps. Selbst wenn das 
Vorgehen als Kampf gegen rechts ver-
kauft werde, könne sich die Maßnahme 
am Ende ebenso gegen Linke richten.

Auch Andreas Salomon, der wäh-
rend seines ganzen Arbeitslebens Be-
rufsverbot hatte, war vom Gespräch 

mit Kretschmann enttäuscht. »Damit 
habe ich nicht gerechnet und emp-
finde es ausgesprochen deprimierend, 
dass sich der Ministerpräsident bei 
uns nicht einmal entschuldigt hat«, 
sagte er laut der Mitteilung. So könne 
man nicht mit Menschen umgehen. 
»Wir wollen endlich vom Unrecht ins 
Recht gesetzt werden und werden wei-
terhin nicht lockerlassen«, forderte 
Salomon.

Kretschmann räumte nach dem Ge-
spräch mit den Betroffenen zwar ein, 
dass mit dem Radikalenerlass »alle 
unter einen Generalverdacht gestellt« 
wurden. Eine pauschale Entschädigung 
könne es aber nicht geben, es müsse 
jeder Einzelfall geprüft werden. »Denn 
im Rechtsstaat wird nur Recht gespro-
chen, da wird nicht Gerechtigkeit ge-
sprochen«, vertröstete der Exmaoist. Als 
Student wäre Kretschmann, der damals 
noch linke Positionen vertrat, fast selbst 
zum Opfer eines Berufsverbots gewor-
den. Er habe aber das Glück gehabt, dass 
er Fürsprecher gehabt habe, sagte der 
industrienahe Grünen-Politiker. 
 Kristian Stemmler

Revolutionär aus der 
Türkei vor Gericht
Düsseldorf. Vor dem Oberlan-
desgericht Düsseldorf hat am 
Donnerstag ein Prozess gegen 
einen türkischstämmigen linken 
Aktivisten wegen Mitgliedschaft 
in einer »terroristischen Ver-
einigung im Ausland« begonnen. 
Der 55jährige Haydar D. wird be-
schuldigt, als Leitungskader der 
in Deutschland verbotenen anti-
imperialistischen Revolutionären 
Volksbefreiungspartei-Front 
(DHKP-C) im Raum Dortmund 
Spenden gesammelt und Zeit-
schriften verbreitet zu haben. In 
Mannheim wurde am Donnerstag 
ein Unterstützer der von deut-
schen Behörden dem Umfeld der 
DHKP-C zugerechneten linken 
Musikgruppe Grup Yorum auf-
grund eines Haftbefehls festge-
nommen, wie die Rote Hilfe e. V. 
auf Twitter mitteilte.  (jW)

Tuberkuloseausbruch in 
Sachsen zieht Kreise
Chemnitz. Nach dem Tuber-
kuloseausbruch rund um eine 
Pflegefachschule im sächsischen 
Chemnitz werden nun mögliche 
Infektionsketten auch in andere 
Bundesländer überprüft. Konkret 
seien Kontakte nach Hamburg 
und Augsburg bekannt, die dor-
tigen Behörden seien informiert, 
teilte die Stadtverwaltung am 
Donnerstag mit. Derzeit werden 
nach dem Ausbruch in Chemnitz 
vier Menschen wegen einer Tu-
berkuloseerkrankung im Kran-
kenhaus behandelt, bei zweien 
handelt es sich den Angaben nach 
um eine offene Tuberkulose. Das 
heißt, die Erkrankten können 
andere Menschen anstecken. 
Die Erreger verbreiten sich über 
 Aerosole in der Luft.  (dpa/jW)

SPD-Fraktionsvize will 
Asylbehörde in Georgien
Berlin. Die SPD will, dass we-
niger Menschen aus Georgien 
in der BRD Asyl suchen. Dies 
sei »der falsche Weg«, um nach 
Deutschland zu kommen und 
auch »sehr selten erfolgreich«, 
deklarierte der SPD-Fraktions-
vize, Dirk Wiese, gegenüber 
der Mediengruppe Bayern nach 
Angaben vom Donnerstag. »Ich 
wäre sehr dafür, dass wir vor 
Ort eine Anlaufstelle schaffen, 
die sowohl Rückkehrern bei der 
Reintegration ins Land hilft als 
auch legale Möglichkeiten zur 
Integration in unseren Arbeits-
markt ermöglicht«, schlug Wiese 
vor. Das entlaste »unsere Büro-
kratie« und schaffe »Potentiale 
für Fachkräfteeinwanderung«. 
2022 stellten dem Bericht zufol-
ge insgesamt 7.963 georgische 
Staatsbürger einen Asylantrag in 
der BRD.  (AFP/jW)

»Frieden schaffen ohne Waffen«: Demonstration gegen die Waffenschieberkonferenz (München, 19.2.2022)
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Zitat des Tages

Dieter Bohlen, westdeutscher 

Exkommunist und Popmillionär, 

erinnerte sich gegenüber der 

Mitteldeutschen Zeitung (Don-

nerstag) gern an Konzerte, die er 

mit seiner Band »Blue System« 

in der DDR gegeben hatte.

Die Fans waren nicht 
so verwöhnt.


